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Dentſchland. 


Berlin, 14. Januar. Eine aufregende Kunde 
kommt and Frankfurt a. M. Dortſelbſt iſt am 
Dienſtag Abend der Polizeirath Rumpff vor ſei⸗ 
Hauſt ermordet aufgefunden worden. Er hatte 
zwei Dolchſtiche erhalten. Der Thäter iſt noch 
nicht ermittelt. 

In dem Anarchiſten⸗Prozeß von 1881 wur⸗ 
den vom Reichsgericht mehrere Arbeiter wegen 
„Gruppen- Bildung“ zur Vorbertitung hochver⸗ 
rätherifcher Handlungen, wobei ihnen Verbindun⸗ 
gen mit Moſt und Genoſſen nachgewieſen wurden, 
zu 2—3 Jahren Zuchthaus verurtheilt. In die⸗ 
jem Prozeß ſpielte der jetzt ermordete Polizeirath 
Rumpff inſofern eine Rolle, als feſtgeſtellt wurde, 
daß er mehrere der Angeklagten durch Spione, 
welcht ſich denſelben als Geſinnungsgenoſſen ge- 
nähert, hatte aushorchen laſſen. Es kann danach 
kaum bezweifelt werden, daß man es bei dem ge⸗ 
rigen Verbrechen mit einem anarchiſtiſchen Racht⸗ 
Akt zu thun hat. Ob derſelbe direkt auf Bethei⸗ 
ligte des Prozeſſes von 1881 zurückzuführen iſt, 
ob etwa die jüngſte Verurtheilung der Verbrecher 
vom Niederwald den Anſtoß dazu gegeben, oder 
welcher Zuſammenhang ſonſt obwaltet, das ſteht 
zunächſt dahin. Hoffentlich gelingt der Polizei die 
Entdeckung der Schuldigen raſcher als nach dem 
Niederwald -Attentat; wenn irgend etwas geeignet 
iſt, den Frevelmuth der anarchiſtiſchen Verbrecher 
zu dämpfen, dann iſt es ſchnelle Ermittelung, Ab- 
urtheilung und Beſtrafung derſelben. Man wird 


auf Aehnliches g 


unbekannt geblieben. 
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mußte man auch bei uns 
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5 ſein, denn der ſozialt Wahnſinn, aus welchem 


derart Verbrechen eveſpringen, iſt international; 
nachdem man erlebt hat, daß die Miſſethäter die 
Hand gegen den Kaifer und alle anderen Häup⸗ 
ter des Reiches — glücklicherweiſe vergeblich — 
erhoben, bleibt #6 traurig, aber es iſt nicht über- 
raſchend, daß ihnen einen Striich gegen einen 
Polizeibeamten gelungen. Er iſt eine neue Er⸗ 
innerung daran, daß die heutige Geſellſchaft ſich 
im Stande der Nothwehr gegen den organiſirten 
Mord befindet. 

Ueber die Ermordung des Polizeiraths Rumpff 
werden noch folgende Einzelheiten bekannt: Der- 
jelbe war Abends um 7½ Uhr nach Hauſe ge- 
gangen; der Mörder hatte allem Anſcheine nach 
in dem zur Behauſung gehörigen Vorgarten, wo 
auch die Leiche gefunden wurde, auf der Lauer 
geſtanden. Die beiden Dolchſtiche, in Folge deren 
der Tod erfolgte, haben das Herz durchbohrt. Da 
eine Beraubung des Ermordeten nicht ſtattgefun⸗ 
den hat, ſo wird angenommen, daß der Mord 
aus Rache verübt wurde. 

Berlin, 13. Januar. Die Darlegung der 


durch die neuaufgenommene deutſche Kolo ⸗ 
nial- Politik für die deutſche Sermacht zu⸗ 


nüchſt bedingten Forderungen iſt in der Budget- 


Kommiſſion über den Marine-Etat durch den Chef 
der Marine-Verwaltung bereits erfolgt. Als erſtes 
und unabweisbarts Bedürfniß iſt von demſelben 
die Vermehrung des Schiffsſtandes um eine An- 
zahl flachgehender Fahrzeuge bezeichnet worden, wit 
ſolche ſich durch das Einlaufen in die Flußläufe 
und durch die flachen Küſtenſtricht ſowohl der 
weſtafrikaniſchen Küſte wie der Südſee⸗Inſeln be⸗ 
dingt erweiſen. Weit bedeutender muß jedoch die 
Bemannungsfrage der deutſchen Kriegsflotte erach⸗ 
tet werden, über welche der Chef der Admiralität 
ſich dahin geäußert hat, daß es ſeloſt durch die 
Heranziehung der der Landbevölkerung entnomme- 
nen vierjährigen Freiwilligen nicht möglich fein 
werde, das zum Dienſt auf der Marine beſtimmte 
Perſonal erheblich über das jepige Maß zu ver⸗ 
ſtärken. Es bedarf aber keiner Fragt, daß der 
jetzige Schiffsſtand der deutſchen Kriegsflotte bei 
einem etwaigen Kriegsfall nicht entfernt genügen 
würde, den heimiſchen Küſten und den ausgebrei⸗ 
teten deutſchen Kolonien einen ausreichenden Schutz 
zu gewähren. Es bilden deshalb die jetzt zunächſt 
beanſpruchten flachen Fahrzeuge unbedingt auch 
nur ein erſtes und unmittelbares Erfordern. Der 
Bau der noch benöthigten Schiffe, die mindeſtens 
noch auf ein bis zwei Panzerkreuzer, drei bis vier 
Kreuzer Fregatten und Korvetten, eben jo viel 
Kreuzer⸗Fahrzeuge u. ſ. w., und für die deutſche 


Schlachtenflotte auf einen Panzer erſter und einen 
dritter Gefechtsſtärke bemeſſen werden müſſen, und 
der durch dieſe Schiffbauten bedingte Koſtenpunkt 
würden dabei jedoch erſt in zweiter Reihe in's 
Gewicht fallen, dagegen aber die Beantwortung 
der Fragt, wo, wenn der Sachverhalt ſich ſo 
ſtellt, wie der Chef der Admiralität die Erklärung 
abgegeben hat, die Bemannung für einen berarti- 
gen Schiffsſtand hergenommen werden ſoll, in 
erſter Reihe ſich geltend machen. Der Bedarf an 
Mannſchaften für eine kriegsmäßige Bemannung 
der vorangeführten Schiffe würde, die kriegsmäßi⸗ 
gen Etats⸗Bemannungs⸗Ziffern der betreffenden 
Berechnung zu Grunde gelegt, zwiſchen 3600 bis 
4000 Köpfe beanſpruchen, wozu dann noch die 
Bemannung der Torpedoflotte, deren Aufſtellung 
bereits beſchloſſen iſt, und die auf 120 bis 150 
Torpedoboote gebracht werden ſoll, mit einem 
Mannſchafts-Perſonal von rund 1200 bis 1600 
Köpfen hinzutreten würde. Das Erfordern der 
Steigerung des Mannſchafts-⸗Perſonals der deut⸗ 
ſchen Kriegsflotte kann danach für den Kriegsfall 
auf rund 6000 Köpfe veranſchlagt werden, wel⸗ 
ches ſicher zu ſtellen aber bei der durch die Dienft- 
nahme der Stereſerviſten und Seewehr Mann- 
ſchaften auf Kauffahrtei - Schiffen bedingten Zer⸗ 
ftreuung derſelben über alle Meere mindeſtens ein 
um 10,000 Mann höherer Reſerveſtand für die 
deutſcht Flotte vorhanden fein müßte. Allzu be- 
denklich darf die Schwierigkeit der Befriedigung 
dieſes Bedürfniſſes jedoch auch nicht erachtet wer⸗ 
den. Im Grunde befindet ſich keine Kriegsflotte, 
ſelbſt nicht einmal dit engliſcht oder franzöſiſche, 
in Hinſicht der Bemannungs frage etwa günſtiger 


als dit deutſche geſtellt. Eher das gerade Gegen ⸗ 


theil, weil die deutſche Flotte mindeſtens vor der 
engliſchen ein geregeltes und ſehr ausgiebiges Re⸗ 
ſervt⸗ und Seewehr⸗Syſtem vorausbeſißt. Außer⸗ 
dem aber würde der Reſerveſtand der deutſchen 
Flotte ſich mit der Zeit eben durch die Ausbil⸗ 
dung der vierjährigen See⸗Freiwilligen ſicher im⸗ 
mer noch um 4000 bis 6000 Mann ſteigern 
laſſen, wonach der Reſt der dann mit dem Ein⸗ 
treten einer Mobilmachung benöthigten Mannſchaf⸗ 
ten theils durch Einſtellung von Ser⸗-Rekruten, 
theils durch auswärtige Werbung befahrener Ma- 
troſen oder, wie dies in England ja noch zum 
Abſchluß der napolkoniſchen Kriege geſchehen iſt, 
ſchlimmſten Falles durch Preßgang in den heimi⸗ 
ſchen Häfen gedeckt werden müßte. Die Befrie⸗ 
digung eines Einſtellungs-Bedürfniſſes von 6000, 
8000, oder im höͤchſten Bedarf 10,000 Mann 
kann für einen Staat wie das deutſche Reich 
ſchließlich am Ende unmöglich als ein unüberwind⸗ 
liches Hinderniß für den Verfolg einer Kolonial- 
Politik gedeutet werden. 

— Das neue Hochſee - Panzer - Fahrzeug 
(Panzer⸗Kanonenboot) „Bremſe“ hat bei ſeinen 
Probefahrten eine Fahrgeſchwindigkeit von 15 
Seemeilen in der Stunde ausgewieſen. Wie ver⸗ 
lautet, werden dieſes neuartige Panzer Fahrzeug 
und ſein Schweſterſchiff „Brummer“ dem diesjäh⸗ 
rigen Panzer -Uebungs - Geſchwader zugetheilt 
werden. 

— In einem Schießverſuche des Krupp’ 
ſchen Etabliſſements auf ſeinem Schießplatz in 
Meppen haben bei dem Anſchießen von 35.8.4 
Zentimeter-Kanonen 350 aus denſelben abgegebene 
Schüſſe das bemerkenswerthe Reſultat ergeben, 
daß bei 1000 Meter Entfernung die ſämmtlichen 
350 Geſchoſſe in ein Rechteck von 3.10 Meter 
Höhe und 4.60 Meter Breite eingeſchlagen waren. 


— In der Reichstagsſitzung vom 9. d. er⸗ 
wähnte der Abg. v. Bunſen in ſeiner trefflichen 
Schilderung der deutſchen Forſchungen in Afrika 
auch der im Juni v. J. abgegangenen Ex pe- 
dition des Premier Lieutenants Schulze, 
welche Ausgezeichnetes zu leiſten verſpreche, aber 
einen raſchen und energiſchen Nachſchub erfordere, 
wenn ſie allen ihren Zwecken genügen ſolle. Es 
liegt uns ein Brief des Herrn Schulze aus Ambriz 
dom 30. Oktober an die Nieuwe Afrikaniſche Han⸗ 
dels-Vennotſchap in Rotterdam vor, welcher fol- 
gendermaßen lautet: 

„Die von der geographiſchen Geſellſchaft in 
Berlin zu Forſchungszwecken nach Afrika entſandte 
deutſche Expedition wurde von den Faktoreien des 
holländiſchen Hauſes in jo hervorragend liebens⸗ 
würdiger Weiſe empfangen und genoß in Banana, 
Ambrizette, Muſſerra, Ambriz und Loanda eine jo 
. und vielſeitige Gaſtfreundſchaft, daß 


ich das lebhafte Bedürfniß empfinde, den Herren 
der Giſellſchaft in Rotterdam meinen wärmſten 
und aufrichtigſten Dank auszudrücken für die fo 
wirkungsvolle Empfehlung, die ſeitens der Geſoll⸗ 
ſchaft nach Banana gelangte. Bei den großen 
Schwierigkeiten, die ſich einer wiſſenſchaftlichen 
Forſchungsreiſt in das Innert Afrikas entgegen⸗ 
ſtellen, iſt man eben durchaus auf die Unter⸗ 
ſtützung einflußreicher Häuſer angemisfen. Mit 
dem nochmaligen verbindlichſten Dankt für bie 
gaſtliche Aufnahme, dis ich in Ihren Faktorrien 
gefunden, verbinde ich die ergebene Bitte, auch 
für die Zukunft uns dieſe Unterſtüzung nicht zu 
verſagen, deren wir gewiß häufig genug bedürfen 
werden. Mit der Verſicherung meiner vorzüglichen 
Hochachtung habe ich die Ehre, mich zu zeichnen 
als Ihr ſehr ergebener und dankbarer Schulze, 
Chef der deutſchen Expedition.“ 

Es geht wohl aus dieſem Schreiben zur Ge⸗ 
nüge hervor, daß die in holländiſchen Blättern in 
Form einer Mittheilung aus Berlin aufgetauchte 
Behauptung, die deutſche Expedition unter Lieute⸗ 
nant Schulze ſei von den Weißen am Kongo nur 
mißtrauiſch behandelt und nicht unterſtützt worden, 
jedenfalls nicht auf die dortigen zahlreichen Fak⸗ 
tortien der genannten Rotterdamer Geſellſchaft aus⸗ 
gedehnt werden kann. 


— Die Leiche des Prinzen Auguſt von Wür⸗ 
temberg wird heute Nachmittag von Zehdenick, wo 
dieſelbt geſtern im Hotel „Kronprinz“ eingeſargt 
worden, nach Berlin übergeführt werden und 
Abends 11 Uhr 17 Min. auf dem Stettiner 
Bahnhof hierſelbſt anlangen. Vom Bahnhoft 
aus wird dieſelbe von einer Schwadron zur Garni⸗ 


ſonkirche geleitet, wo die Aufbahrung der Leiche 


ſtattfinden und auch am Freitag Mittag 12 Uhr 
die Trauerfeier abgehalten werden wird. Am 
Abend deſſelben Tages ſoll ſodann in aller Stille 
die Ueberführung der Leiche von hier nach Lud⸗ 
wigsburg in Würtemberg erfolgen, wo der Prinz 
nach einer letztwilligen Beſtimmung an der Seite 
ſeines Bruders beigeſetzt zu ſein wünſchte. Die 
Eröffnung des Teſtaments wird dem Vernehmen 
nach morgen erfolgen. 


— Der Oechelhäuſerſche Geſeß⸗ 
entwurf über die Börſenſteuer iſt ein 
Gegenvorſchlag gegen den am nächſten Mittwoch 
zur erſten Leſung kommenden Wedell⸗Malchowſchen. 
Er unterſcheidet ſich von dieſem in drei weſent⸗ 
lichen Beziehungen: er ſchlägt ſtatt der prozen⸗ 
tualen gleichen Börſenſteuer für Zeit- und Kaſſa⸗ 
geſchäfte von 2/10 vom Tauſend einen Fixſtempel 
vor, den er in ſechs Stufen von 20 Pf. bis zu 
3 M. ſteigert, wobei der Stempel für Zeitgeſchäfte 
verdoppelt wird; er beſttuert nicht das Geſchäft, 
ſondern den Schlußſchein und führt deshalb den 
Schlußſcheinzwang ein; er beſeitigt endlich alle 
laͤſtigen Aufſichtsmaßregeln, die Steuerbücher, die 
Hausſuchungen und ordnet im weſentlichen zur 
Sicherung der Beſteuerung nur die Strafen an, 
die bei der Wechſelſtempelſteuer vorgeſehen ſind. 
Der Oechelhäuſerſche Entwurf iſt zwar noch nicht 
von der nationalliberalen Partei als ſolcher ge- 
nehmigt, doch ſpricht vieles dafür, daß nicht nur 
dieſe Partei, ſondern noch ein großer Theil des 
Reichstags mit den Grundſätzen des Oechelhäu⸗ 
ſerſchen Entwurfs einverſtanden iſt. Man glaubt, 
daß Herr v. Wedell⸗Malchow ſeinen Geſetzentwurf 
nicht eingereicht hat, weil er an allen Einzelbe⸗ 
ſtimmungen feſtzuhalten gewillt iſt, ſondern weil 
er überhaupt den Reichstag vor die Nothwendig⸗ 
keit ſtellen wollte, irgendeine Börſenſteuer zu be- 
ſchließen. Denn das unterliegt keinem Zweifel, 
daß die Mehrheit der Parteien und daß nicht 
minder die Regierung die Ueberzeugung gewonnen 
haben, die Börfe, das heißt der Geſchäftsumſatz 
an der Börſe und durch die Börſt, könne neue, 
erhöhte Staatsabgaben ertragen, und daß dieſer 
Geſchäftsverkehr ſelber auch endlich willens gewor⸗ 
den iſt, eine Mehrbeſteuerung auf ſich zu nehmen, 
wofern ihm nicht die Lebenskraft geſchwächt wird. 
Handel und Induſtrie müſſen ein großes Gewicht 
darauf legen, die volle Beweglichkeit des Kapitals 
auf dem deutſchen wie auf dem internationalen 
Markte zu bewahren. Wäre es möglich, das 
Börſenſpiel allein zu treffen, ſo würde ſchwerlich 
eine Partei ſein, die vor möglichſt hoher Be⸗ 
ſteuerung dieſes Börſenzweiges zurückſchrecken würde. 
Leider iſt es aber eine Thatſache, daß Börſenſpiel 
und ſolides Geſchäft äußerlich an erkennbaren 
Zeichen nicht zu unterſcheiden find, daß dieſelbe 
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Steuer, die das Börſenſpiel treffen ſoll, auch das 
folide Geſchäft, das Anlagegefchäft eben fo wis 
das Report- und Arbitragegeſchäft treffen müßte. 
Mit dem Aufgeben der prozentualen Börfenfteuer 
fiel für Herrn Occhelhäuſer von ſelbſt die Noth⸗ 


wendigkeit, 
ſchriften zu erlaſſen. It weniger die Abgaben 
das Einzelgeſchäft treffen, um ſo geringer wird 
die Verlockung, die Abgaben zu hinterziehen. Für 


den ehrlichen Kaufmann übt dieſe Verlockung keine 5 F 
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tief eingreifende Steutraufſichtsvor⸗ er; 


Macht aus, zumal dis Natur des Börſengeſchäft?s 


es von ſelbſt mit ſich bringt, daß ein großer Theil 
dieſer Abgaben einfach abgewälzt werden kann. 


Für den unehrlichen Kaufmann aber wird die Ge⸗ 1 
fahr der Hinterziehung um fo größer, je zmeifel- 


hafter ſein Gegenpart und je ſchärfer die Straf⸗ 
androhung iſt. Das kaufmänniſche Geſchäft bringt 


ts als Nothwendigkeit mit ſich, daß Feine einzige 


Handlung vorgenommen werden kann, ohne daß “ 


mindeſtens zwei Buchhalter eingeweiht werden, die 
unmöglich zur ewig dauernden Verſchwiegenheit 
angehalten werden können. Als ſeinerzeit der 
Wechſelſtempel im deutſchen Reicht eingeführt 
wurde, hieß es allſeitig, daß er wenig eintragen 
werde, da die Gefahr der Hinterziehung Mangels 
genügender Gteuerauffiht zu groß ſel. Heute 
ſteht die Thatſacht feſt, daß der deutſche Kauf⸗ 
mannsſtand wohl ausnahmslos den Wechſelſtempel 
erlegt, daß Hinterziehungen der Steuer zu den 
äußerſten Seltenheiten gehören. Der Occhelhäu⸗ 
ſerſche Entwurf glaubt ſich daher darauf beſchrän⸗ 
ken zu dürfen, dieſelben Strafbeſtimmungen für 
den Schlußſchein einzuführen, die für den Wechſel 
gelten; nur trifft er zwei beſſernde Aenderungen, 
indem er einestheils einen beſtimmten, zweckmäßig en 


Rechtsweg an ein einzelnes, einheitlich urtheilendes 


Gericht, die für den Reichsfiskus zuſtändige Kam⸗ 
mer für Handelsſachen des Berliner Landgerichts I 
(der Entwurf hat in dieſer Hinſicht freilich nicht 
den genaueſten Ausdruck gewählt), eröffnet, an⸗ 
derntheils beſondere Strafbeſtimmungen für inner⸗ 
balb fünf Jahren wiederholte abſichtlicht Hinter⸗ 
ziehungen anordnet. Auch die Vorſchrift, daß bei 
die Steuer hinterziehenden Handelsgeſellſchaften die 
Strafe die Firma und nicht wie bisher die ein⸗ 
zelnen Geſellſchaften oder Vorſtandsmitglieder tref⸗ 
fen ſoll, wird als ein Fortſchritt aufgefaßt wer⸗ 
den dürfen. Die Einführung des Schlußnoten⸗ 


zwanges halten wir, wie wir das von allem An- 


fang empfohlen und wiederholt auseinandergeſetzt 
haben, für um ſo unbedenklicher, als die kauf⸗ 
männiſchen Kreiſe ſie ſelbſt lebhaft und im In⸗ 
tereſſe der Steigerung der Geſchäftsſolidität befür⸗ 
wortet haben. Ueber die einzelnen Beſtimmungen 
und insbeſondere die Vorſchläge wegen der feſtzu⸗ 
ſetzenden Staffeln wird man verſchiedener Mei- 
nung ſein können. Uns däucht, daß die Süße 
für die obern Stufen eine Erhöhung erfahren 
könnten. Vorläufig beſcheiden wir uns, zu hoffen, 
daß in dieſer Hinſicht ſich erwünſchte Aufklärungen 
aus der erſten Leſung des Wedellſchen Entwurfes 
ergeben werden. Als bejonderes Verdienſt wollen 
wir dem Oechelhäuſerſchen Entwurfe für heute 
noch nachrühmen, daß er das Zeitgeſchäft unter 
einen beſtimmten rechtlichen Begriff zu bringen 
ſucht, indem er Zeitgeſchäft nennt, was die Er- 
füllungszeit als derart weſentlich hinſtellt, daß als 
e eine ſpätere Leiſtung nicht gel⸗ 
en ſoll. 


— In Braunſchweitz ſcheint die Wühlerei zun 


Gunſten des Herzogs von Cumberland, allerdings 
nach recht kleinlichem Maßſtabe und in einiger⸗ 
maßer komiſcher Weiſt, fortgeſetzt zu werden; die 
„Weſer⸗Zeitung“ theilt folgende Adreſſe an den 


Herzog mit, welche in Braunſchweig kolportirt 5 


werde: 

„Allerdurchlauchtigſter Herzog, Allergnädigſter 
Fürſt und Herr! Wir allerunterthänigſt unter⸗ 
fchriebenen Mitglieder des Klubs „Welf“, ſowit 
andere patriotiſch geſinnte Männer der herzoglichen 


Reſidenzſtadt Braunſchweig wagen es, Eurer kö h 


niglichen Hoheit, dem allein rechtmäßigen Nachfol⸗ 
ger unferes für uns immer noch zu früh verſtor⸗ 


benen Herzogs Wilhelm, dem Drange ihres Her⸗ 


zens zu folgen und Eurer königlichen Hoheit ihrt 
treue Liebe und Ergebenheit kund zu thun. Die 


Geſammteinwohnerſchaft unſeres Herzogthums hat 
ſich bisher einer milden und verfaſſungsgemäßenn 
Regierung zu erfreuen gehabt, wodurch unſerts 


engeres Vaterland zur höchſten Blüthe und allge⸗ 


meiner Wohlhabenheit geführt iſt, wobel ſich ein 2 
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* jeder, arm und reich, des Schutzes der Geſetze zu 


erfreuen gehabt und feine geſicherte Exiſtenz ge⸗ 
funden hat. Kein Mitglied im Rathe unſeres er⸗ 
habenen Fürſten hat es je wagen dürfen, öffent⸗ 
lich ein Regiment der Willkür zu proklamiren oder 
den Vertretern der Nation die Worte ins Geſicht 
zu ſchleudern, daß ihre Majorität ihm nicht im⸗ 
ponire. Ausnahmegeſetze auf dem Gebiete der 
Politik und des religtöſen Kultus find uns bisher 
fremd geblieben; die Bürger ſind nimmer und nie 
rückſichtslos mit ihren Familien aus dem von ihnen 
einmal gewählten Daheim vertrieben und ſo hoffen 
wir feſt darauf, daß auch Eure königliche Hoheit 
uns im Sinne Sr. Hoheit des hochſeligen Herzogs 
mit Gerechtigkeit und Weisheit regieren werde. 
Wir werden Eure königliche Hoheit beim Einzug 
in unſer Land als treueſte Unterthanen mit dem 
größten Jubel empfangen und Eurer königlichen 


Hoheit unſerm neuen Landesherrn mie eine feite 


Schutzwehr gegen jeden Angriff unberechtigter Drit- 
ter in geſeßlicher Weiſe treu zur Seite ſtehen. 
Wenn wir auch nur ſchlichte Bürger ſind, ſo ſind 
wir doch Männer, welche ihr Manneswort na- 
mentlich ihrem Fürſten gegenüber zu halten willen, 


der ruhig ſein erhabenes Haupt in den Schoß je⸗ 


des Einzelnen ſeiner Unterthanen legen kann, ohne 
Gewaltakte von irgend welcher Seite her befürch⸗ 
ten zu müſſen. Die braunſchweigiſche Treue zu 
dem angeſtammten Fürſten iſt ſo alt, wie der äl⸗ 
Fr deutſche Fürſtenſtamm, der edle Stamm der 

elfen. Eure königliche Hoheit mögen daher mit 
hoͤchſt Ihrer erhabenen Familie nur recht bald ge⸗ 
troſten Muthes in unſerer Mitte erſcheinen und 
daun unſere begeifterte Huldigung und Verehrung, 
die wir jetzt nur dieſem ſchwachen Papler anver⸗ 
trauen, von uns, vereint mit dem ganzen jubeln ⸗ 
den Volke, perſönlich vernehmen, die wir in tief- 
fier Demuth erſterben.“ 

Der Herzog von Cumberland wird es ſich 
wohl noch einige Zeit überlegen, ehe er in die 
Mitte des „Klubs Welf“ erſcheint. 

— Der preußiſche Antrag auf Erhöhung der 
Getreidejölle iſt geſtern dem Bundesrathe zuge⸗ 
gangen. Sein Inhalt iſt noch nicht bekannt, je⸗ 
doch verlautet in parlamentariſchen Kreiſen, daß 
er eins Verdreifachung des beſtehenden Weizen⸗ 
zolles und des Zolles für die übrigen Getrelde⸗ 
arten bis auf Roggen und eine Verdoppelung des 
beſtehenden Roggenzolles verlangt. 

— Graf Herbert Bismarck wird dem Ver⸗ 
nehmen nach dieſer Tage nach dem Haag reiſen, 
um dort ſeine Abberufungsſchreiben zu überreichen. 

— Die „Nordd. Allg. Ztg.“ ſchreibt: Die 
chineſiſche Regierung hat eine Anzahl Deutſcher, 
welche ehemals dem Heere angehört haben, als 
Inſtruktoren für ihre Armee engagirt. Die Be⸗ 
dingungen, unter denen dieſe früheren Militärs 
in China Stellung finden, ſollen pekuntär ſehr 
günſtige ſein, und es iſt deshalb nicht zu ver⸗ 
wundern, daß fie bei ſolchen ehemaligen Militärs, 
welche jetzt als Privatleute in voller Unabhängig⸗ 
keit leben, Annahme gefunden haben. Die 
Reichsregierung kann dieſelben dabei weder för⸗ 
dern noch hindern; ſolchen Militärs aber, welche 
zum deutſchen Heere noch in dienſtlichem oder 
Reſervt⸗Verhältniß ſtehen, würde fie infolge der 
ſtrikten Neutralität, die fie dem franzöfiich-hine- 
ſiſchen Konflikt gegenüber von Anfang an bewahrt 
hat, die Betheiligung an derartigen Geſchäften 
natürlich nicht geſtatten. 

— Von verſchiedenen Seiten wird gemeldet, 
daß weitere deutſche Kriegsſchiffe nach der weſt⸗ 
afrikaniſchen Station beordert ſeien. Wir warten 
die Beſtätigung dieſer Nachrichten ab. Aus einem 
vom 8. Dezember datirten Privatbrief aus Kame⸗ 
run theilt die „Neue Ztg.“ Folgendes mit: 

„Durch das lange Ausbleiben deutſcher Kriegs⸗ 
ſchiffe hat die der deutſchen Partei entgegenarbei- 
tende Hidory-Partei an Macht gewonnen und, da 
kleinere Vergehen von den Hickory - Leuten unge- 
Kraft verübt werden dürfen, jo iſt die Stimmung 
gegen uns eine recht unangenehme geworden und 
es iſt zu bedenklichen Ausſchreitungen gekommen; 
ſo iſt z. B. in Bell's Faktorei am Sonntag, den 
30. November, Herr Pantentus von Hickory-Leu⸗ 
ten, die in 4 Kanoes dort landeten, mit Gewalt 
um Rum angegangen worden und ihm mit Waf⸗ 

feenanwendung gedroht worden. Herr Pantenius 
flüchtete ſich in ſein Zimmer und wurde durch das 
Fenſter hindurch mit Gewehren in ſehr bedenklicher 
Weiſe geängſtigt, dis dann einer der Engländer, 
Kapitän Ewart, der das Schauſpiel mit anſah, 
an den Fluß kam und Herrn Pantenius befreite, 
was ihm namentlich durch ſeine Leute gelang. Am 
1. d. M. marſchirten 400 Joß-Leute vor unjere 
Aqua-Faktorei auf, im Gänſemarſch hinter einan⸗ 
der ſpazierend und jeder mit einem Rifle bewaff⸗ 
net; erbrachen das Thor und zogen brüllend in 
unſeren Hof. Nachdem ſie lange umhergebrüllt 
batten, kam endlich der König Aqua auf mein 
wiederholtes Anſuchen herunter in die Faktorei, 
ich machte ihm deutlich, daß er für jeden Schaden, 
den die Leute an meinem Fluſſe verüben würden, 
verantwortlich ſei, und es gelang demſelben end- 
lich, der geplanten Erpreſſung entgegenzuarbeiten. 
Dennoch unterließen die Leute nicht, auch mich 
und meine Mitarbeiter zu bedrohen, ſo daß ich 
Gewehre fertig machen ließ, um Dr. Paſſavan's 
80 Hauſſa's, die an meinem Fluß logiren, zu be⸗ 
waffnen. Dr. Buchner kam gerade im letzten Mo⸗ 
ment auf den glücklichen Gedanken, die Kriegs- 
flagge zu hiſſen, und ſiehe, die Wirkung war eine 
vollkommene. Die Leute, in dem Glauben, ein 
Krlegsſchiff ſei an der Car, verzogen ſich und eine 
halbe Stunde ſpäter war der Platz friedfertig wie 
zuvor. Leider find meine Pläne betreffs des Han⸗ 
dels auf dem obern Fluſſe durch die vielen Strei- 
tigkeiten zerſtört worden. In Hickory Stadt find 3 


D 


N es ROTER RE. FU 
Kanonen mit Steinen geladen, ſerug um auf die 
„Dualla“ zu ſchießen, ſobald ich vorbeidampfe, 
auf der anderen Selte iſt das Waſſer ſo flach, 
daß ich dort nicht paſſtren kann. Wenn doch das 
Geſchwader hald käme! Die Bell-Leute, die ja 
ſämmtlich verteieben ſind und ſehnſüchtig auf die 
deutſchen Kriegsſchiffe warten, haben eine Menge 
Elfenbein, welches ſie aber jetzt nicht herunter⸗ 
bringen können, in den Creeks lauern Joß⸗ und 
Hickory⸗Leute, und jeder Bell⸗Mann, der es wagt, 
herunter zu kommen, wird erſchoſſen. Auf dieſe 
Weiſe wird jede Kommunikation von hier nach 
dem Inlande verhindert. Der einzige Markt iſt 
Abo und Woury und die Leute gehen auch nicht 
dorthin, fürchtend, der offene Ausbruch von Feind⸗ 
ſeligkeiten könne ſie dorf überraſchen und fie dem 
Untergange preisgegeben ſein. . Sollte das 
Geſchwader hier thätig eingreifen, ſo würde man 
mit der Zeit langſam auf dem Wege nach Bo- 
manoth und Bombarek vorrücken konnen, ebenſo 
nach Wouri hinauf..“ 


Ausland. 


Paris, 13. Januar. Im Senate waren 
heute kaum ſechszig Mitglieder anweſend. Die 
vorgenommene Präſidentenwahl mußte daher für 
ungültig erklärt werden. Um trotzdem die ver⸗ 
faſſungsmäßige Konſtituirung zu bewerkſtelligen, 
wurde die Sitzung um 4 Uhr geſchloſſen und ſo⸗ 
dann um 41, Uhr eine neue Sitzung eröffnet, 
in welcher dem Reglement gemäß die Wahl des 
Präſidenten gültig iſt, wie gering auch die Ziffer 
der Abſtimmenden ſein mag. Der bisherige Se⸗ 
natspräfivent Leroyer wurde mit 63 Stimmen 
wiedergewählt. Der Senat beſchloß ſovann, ſeine 
nächſte Sitzung auf den 29. Januar feſtzuſetzen. 
In der Kammer betrug die Anzahl der Votanten 
bei der Präſidentenwahl 323, von denen vielleicht 
in Wirklichkeit zwei Drittel anweſend waren. 
Briſſon erhielt 274 Stimmen. Der Beſchluß über 
die Vertagung wurde bis morgen verſchoben. 
Vorher hatte die radikale Linke, die äußerſte 
Linke und die Rechte beſchloſſen, gegen die Ver⸗ 
tagung zu ſtimmen, während die republikaniſche 
Union für dieſelbe ſtimmen will. Man erwartet, 
daß das Kabinet morgen die Vertagung befür⸗ 
worten wird. 

Paris, 13. Januar. Nach einer dem Ma⸗ 
rineminiſterium zugegangenen Depeſche aus Sai⸗ 
gun vom 13. d. M. ſind die ſeit dem 11. d. M. 
eingetroffenen Nachrichten aus Kambodſcha durch⸗ 
aus günſtig. In dem Hafenplape Penam⸗Nongh 
und der Umgegend herrſcht Ruhe, im Innern von 
Kambodſcha hat ſich keine weitere Bande ge⸗ 
zeigt. Die Zeichen von Erregung ſind faſt überall 
geſchwunden. 

Der „Soir“ veröffentlicht ein Schreiben des 
Sekretärs des Königs von Kambodſcha, Mon- 
teiro, welches heute der Kommiſſion zur Berathung 
des Vertrages von Hue mitgetheilt wurde. Das 
Schreiben proteſtirt aufs Neue gegen den Vertrag 
vom 12. Juni v. J. und beſchuldigt die Regie- 


rung von Cochinchina, in Kambodſcha wie ein 


Souverän aufzutreten. 


London, 12. Januar. 
Reden des Fürſten Bismarck über die Bezie- 


hungen Deutſchlands zu England ſchreibt 


die „Times“: 

„Es iſt unmöglich für unſer Land, mit ſol⸗ 
cher Sprache nicht durchaus einverſtanden zu ſein.“ 
„Wir eilen, die gute Abſicht und den geſunden 
Menſchenverſtand dieſer Erklärungen anzuerkennen. 
Es iſt unvermeidlich, daß verwickelte und delikate 
Fragen von Zeit zu Zeit zwiſchen den beiden 
Ländern auftauchen können, namentlich jetzt, da 
ſie in entfernten Theilen der Welt Nachbarn wer⸗ 
den. Aber wir können nicht mehr Urſache als 
Fürſt Bismarck erblicken, weshalb ſolche Fragen 
Grund zu ernſten Mißverſtändniſſen oder gar zu 
Feindſeligkeiten geben könnten. Solche z. B., wie 
diejenige betreffs Kamerun, ſollte leichtlich durch 
Beeinfluſſung der beiderſeitigen dort reſidirenden 
Agenten zu regeln ſein. England hat kein direktes 
Intereſſe daran, der legitimen Ausdehnung Deutſch⸗ 
lands in jenen Gegenden entgegen zu ſein. Wir 
müſſen die Rechte anderer Mächte in Betreff der 
kolonialen Ausdehnung ebenſo ſkrupulös achten, 
wie wir unſere eigenen geachtet zu ſehen wün⸗ 
ſchen, und wenn wir nach dleſem Grundſatze 
ſchnell, feſt und geradedurch handeln, ſo haben 
wir von deutſchen Folontalen Unternehmungen nichts 
zu fürchten. Fürſt Bismarck hat durch die Ab⸗ 
lehnung, die ſchattenhaften Anſprüche des Herrn 
Lüderitz auf die Luclabal zu unterſtützen, bewitſen, 
daß er keinen Wunſch hat, Fragen aufzuwerfen, 
welche Deutſchland in direkten Konflikt mit Eng⸗ 
land bringen würden. Es iſt Raum genug für 
Deutſchlands Ausdehnung in Gegenden, mit wel⸗ 
chen England direkt nichts zu ſchaffen hat, und 
ſelbſt au Punkten, wo die beiden Mächte leicht in 
Berührung kommen, giebt es keinen Grund, wes⸗ 
halb. fie feindſelig werden ſollten, jo lange beide 
ſich mit der Rückſicht und Achtung behandeln wol⸗ 
len, welche den Beziehungen zweier großen und 
befreundeten Mächte entſpricht, die mit einer Flei- 
nen Unterbrechung ſeit mehr als hundert Jahren 
im Frieden geweſen ſind. In Europa haben wir 
immer das deutſche Reich als die große Sicherheit 
für den Weltfrieden betrachtet. In der Entwick- 
lung ſeiner kolonialen Unternehmungen liegt kein 
Grund, zu denken, daß Deutſchland wie ein 
Feuerbrand wirken werde. Es iſt vielleicht im 
gegenwärtigen Augenblick etwas ruhelos in dem 
Fieber neuer Ausdehnung, und etwas argwöhniſch 
und eiferſüchtig auf die Anſtrengungen anderer 
Mächte, welchen ſeine eigene koloniale Thätigkeit 
eine erhöhte Bedeutung verleiht. Dies iſt in den 
gegenwärtigen Umſtänden nicht unnatürlich; es 
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rechtfeitigt die Wachſamleit auf unſerer Stile und eine Statiſten-⸗Rolle übernähme. 


RN: 


In Bezug auf die 


die feſte Vertheidigung unſer Rechte, wo fie Ge⸗ 
fahr Kufen, überſehen zu werden, aber es braucht 


keine Gegnerſchaft hervorzurufen. Wir mißgönnen 
Deutſchland keine Kolonien, die es erlangen möchte. 


Eine Kolonialmacht wie England kann kaum über⸗ 
raſcht ſein, daß andere Mächte von ihrem Beiſpiel 
gereizt werden Aber angeſichts der Ausdehnung 
und Wichtigkeit unſeres Kolonialreiches könnten 
wir ſicherlich wünſchen, daß Bismarck's Kolonial- 
politik, beſonders in Fällen, wo unſere Intereſſen 
mehr oder weniger direkt berührt werden, ein we⸗ 
nig mehr gerade aus und weniger unter Waſſer 
geführt würde. „Wenn, ſo ſagte er am Freitag, 
wir heute anzeigen, welchen Punkt wir im Auge 
haben, ſo wird morgen eine feindliche Flagge dort 
aufgeheißt ſein.“ Aus dieſem bezeichnenden Wink 
würde folgen, daß es gewiſſe noch nicht bekannt 
gemachte Punkte giebt, auf welche die Augen der 
deutſchen Regierung gerichtet ſind, und wenn dem 
ſo iſt, ſo ſollten engliſche Staatsmänner, welche ſo 
prompt in die Angra Pequena-Falle fielen, ſcharf 
aufpaſſen. Es ſind gewiſſe Puukte, z. B. in 
Zanzibar, wo engliſcher Einfluß lange vor- 
herrſchend geweſen iſt, und wenn man fände, daß 
das Auge Deutſchlands auf einen ſolchen Punkt 
gerichtet iſt, jo wäre es ſehr gefahrvoll, auf das 
gemüthliche Zuſchauen Englands zu einer deutſchen 
Intervention zu rechnen. Das Gefühl der Ueber⸗ 
raſchung, das Fürſt Bismarck England über die 
deutſche überſeeiſche Politik bereitet hat, iſt doch 
ziemlich natürlich, aber es wird bald verſchwinden, 
wenn engliſche Rechte und engliſche Intereſſen re⸗ 
ſpektirt werden, wie die Handlungsweiſe Deutſch⸗ 
lands in Bezug auf die St. Luciabat anzudeuten 
ſcheint.“ Die „Times“ verſichert dann noch ein⸗ 
mal, daß Raum genug zu kolonialen Unterneh⸗ 
mungen für beide Staaten ſei. Der Wink Bis- 
marcks vom Werthe der deutſchen Freundſchaft 
für England ſei überflüſſig, da man ſie auch ohne⸗ 
hin in England ſchätze. Deutſchland dürfe ſich 
aber nicht wundern, wenn England jetzt ſeinem 
Beispiele ſchneller Annexionen folge, jo wenig auch 
ſonſt in England die Annexion um ihrer ſelbſt 
willen gewünſcht werde. Den Anſpruch Neuſee⸗ 
lands auf Annexion Samoas weiſt die „Times“ 
nachdrücklich zurück. 


Stettiner Nachrichten. 

Stettin, 15. Januar. Iſt in Bezug auf 
eine hypothekariſche oder ſonſtige Darlehnsſchuld 
zu Gunſten des Gläubigers vereinbart, daß das 
Kapital bei nicht pünktlich erfolgender Zinszah⸗ 
lung ſofort ohne Kündigung fällig und zahlbar 
ſein ſolle, ſo wird, nach einem Urtheil des Reichs⸗ 
gerichts, V. Zivilſenats, vom 8. November v. J., 
bei nicht pünktlicher Zinszahlung das Kapital kei⸗ 
neswegs ohne Weiteres, ſondern nur auf Verlan⸗ 
gen des Gläubigers ſofort fällig; es hängt alſo 
in dieſem Falle lediglich von der Willkür des 
Gläubigers ab, ob das Kapital fällig werden ſoll, 
oder nicht. Kündigt aber der Gläubiger bei nicht 
pünktlicher Zinszahlung nur einen Theilbetrag des 
Kapitals, ſo ſteht dem Schuldner (falls nicht ver⸗ 
tragsmäßig dem Gläubiger ausdrücklich die Befug⸗ 
niß zur Partialkündigung eingeräumt iſt) das 
Recht zu, ſofort das ganze Kapital zu kündigen. 

— Der Schluß der Haſenjagd für den Re⸗ 
gierungs⸗Bezirk Stettin iſt laut Bekanntmachung 
des Bezirks⸗Ausſchuſſes auf den 19. Januar cr. 
feſtgeſetzt. x 

— Dem Regierungs- Rath Wagner zu 
Stettin iſt der Rothe Adler⸗Orden 3. Klaſſe mit 
der Schleife und dem Landgerichts - Kanzliften. a. 
D. von Horcker zu Stargard i. Pom. der 
königliche Kronen Orden vierter Klaſſe verliehen 
worden. 

— Mit den nächſten Seeſteuermanns⸗ und 
Seeſchifferprüfungen für große Fahrt wird bei den 
Navigationsſchulen in Barth am 5. März, in 
Stralſund am 13. März und in Grabow a. O. 
am 23. März begonnen werden. 

— Herr Direktor Albert Schirmer hat mit 
dem berühmteſten italienischen Tragöden Erneſto 
Roſſt ſoeben eln Gaſtſpiel am hieſigen Stadt⸗ 
Theater vereinbart, welches Anfang Februar be- 
ginnt und etwa vier Abende umfaſſen wird. Zur 
Aufführung kommen Othello, König Lear, Kean 
und Hamlet. 


Kunft und Literatur. 


Theater für heute: Stadttheater: 
„Die Hugenstten.“ 


— Mur raealiſtiſch.) Theaterdirektor: „Aber, 
Herr Schreibod, wie können Sie denn den Wil- 
helm Tell mit einer großen Glatze ſpielen?“ — 
Schauspieler: „Lieber Direktor, das iſt ſtreng hi⸗ 
ſtoriſch. Haben Sie denn noch nie von der be⸗ 
rühmten Tells-Platte gehört 2" 


Vermiſchte Nachrichten. 

(Schauſpieler als Statiſten.) Die Frage, 
ob ein Schauſpleler gezwungen werden könne, Sta⸗ 
tiſtendienſte zu leiſten, unterliegt eben der gericht⸗ 
lichen Erörterung. Die Zivilkammer des könig⸗ 
lichen Landgerichts in Liegnitz beſchäftigte ſich die⸗ 
ſer Tage mit einer Klage des Schauſpielers Calm 
gegen den Theater⸗Direktor Huvart. Herr Calm 
war von Herrn Direktor Huvart für die Zeit vom 
1. Oktober 1884 bis zum Palmſonntag mit einer 
Gage von 135 Mark pro Monat als Darſteller 
erſter Rollen engagirt und durch einen jener be⸗ 
kannten Theater-Verträge verpflichtet worden. Bel 
einer Aufführung von „Nanon“ hatte Herr Calm 
im erſten Akt die Rolle des „Bombardini“ zu 
ſpielen, welcher Verpflichtung er auch nachkam; 
Herr Direktor Huvart verlangte nun, daß Herr 
Calm auch noch im leßten Akte deſſelben Stückes 


Herr Calm wei⸗ 
gerte ſich und wurde deshalb am 4. Dezember v. 
J. ohne vorherige Kündigung entlaſſen. Herr 
Calm klagte nun gegen Herrn Huvart auf Zah- 
lung der von H. verweigerten Gage für den Reſt 
der Kontraktzeit, mit der Motivirung, er jet ohne 
Grund entlaſſen worden und ſei nicht verpflichtet, 
als Darſteller für erſtes Fach Statiſten⸗Rollen zu 
ſpielen. Der Vertreter des Herrn Huvart, Herr 
Rechtsanwalt Pallaske, berief ſich auf den abge⸗ 
ſchloſſenen Vertrag, nach welchem jeder Schau⸗ 
ſpieler verpflichtet iſt, bei Enſemble⸗Szenen mit- 
zuwirken. Die in dieſer Sache vernommenen Zeu⸗ 
gen, die Herren Maximilian, Rotter und Achter⸗ 
berg erklärten, daß es gegen jeden Brauch jet, 
einen Schaufpieler, welcher im erſten Akt eine 
Rolle ſpielte, zu Statiſtendienſten im Laufe deſſel⸗ 
en Abends zu zwingen; auch könnten ſie gerade 
jenen Aktſchluß, um den es ſich handelt, nicht als 
ein „Tableau“ bezeichnen, da von einem künſtlert⸗ 
ſchen Arrangement bei demſelben gar nicht die 
Rede ſein könne. Der Sekretär des Theaters, 
Herr Karl Geisler (hier Weilenbeck genannt), 
mußte auf Befragen des Vorſitzenden des Gerichts⸗ 
hofes zugeben, daß zu jenem Statiſtendienſt auch 
ein gewöhnlicher Statiſt vollkommen genügt hätte. 
Der Gerichtshof beſchloß hierauf, den Vorſitzenden 
des Bühnen-Zentralvereing, Herrn General-Inten- 
danten v. Hülſen in Berlin, eidlich darüber zu 
vernehmen, ob ein Schauſpieler bei einem Theater 
von der Qualität des Stadtthraters in Liegnitz 
gezwungen werden kann, an eiuem Abend und in 
einem Stück zwei Rollen (bezw. eine Rolle und 
eine Statiftenfigur) iu übernehmen. Herr v. Hül⸗ 
ſen hatte in ſeiner Eigenſchaft als Vorſitzender des 
Schiedsgerichts auf einen Brief des Klägers die⸗ 
ſem den Rath erthellt, da Herr Huvart dem Zen⸗ 
tralverbande deutſcher Bühnen nicht angehöre und 
daher zur Zahlung der zurückgehaltenen Gage nicht 
von Seiten des Vereins gezwungen werden könne, 
ſoſort den Theaterdirektor gerichtlich zu belangen; 
gegen ſolchen Gebrauch der Theaterkonzeſſion ſeitens 
eines Direktors werde jedes Gericht die Bühnenmit⸗ 
glieder ſchüß en. 

— Denn mit der — Mode foll 
ſich nicht meſſen irgend eln Menſch, 
dieſe zeitgemäße Variante des Dichterworts dürfte 
wohl nirgends auf Widerſtand ſtoßen. G. Wilde, 
Mitglied des engliſchen Parlaments, hielt neulich 
in einer großen Verſammlung eine Rede über 
Frauentracht und meinte u. A.: „Die Fabrikar⸗ 
beiterin, das Wollentuch über den Schultern, ver⸗ 
ſteht mehr von der Toilette, als eine vornehme 
engliſche Dame, die ihren Bedarf aus Paris be- 
zieht; die Eine kleidet ſich bequem, die Andere 
unbequem. Ich berſte vor Wuth, leſe ich in den 
Zeitungen, daß dieſe oder jene Farbe modern ſei. 
Ueber Farbenzuſammenſtellung entſcheidet der Ma⸗ 
ler, gleichwie der Muſiker die Inſtrumente zu be⸗ 
urtheilen im Stande iſt.“ Eine Anzahl vorneh⸗ 
mer Damen erwiderte dieſe zornige Auslaſſung, 
indem ſie dem Politiker ins Haus ſende⸗ 
ten, mit der Aufforderu 1 fortan 
ſeinem Beſuche verſchonen und ſeine Zeit bei den 
„eleganten Fabrikmädchen“ verbringen. 

— Berechtigter Einwurf.) Wirth (zum 
Weinreiſenden): „Warum verkaufen Sie denn 
Ihren rothenLandwein theurer, alsſden weißen?“ 
— Weinreiſender: „Ja, glauben Sie denn, wir 
kriegen die Farb’ geſchenkt?“ 

— (Die Poeſte der Liebe — im fernen 
Weſten.) Beide ſaßen auf einer Bank und aus 
feinem Geſichtsausdrucke war deutlich zu leſen: 
„Es war um ihn geſchehen!“ „Willſt Du 
mein fein?" ſprach er, und verſuchte, fie etwas 
näher an ſich zu ziehen. Sie machte ſich ſteif 
und „rückte“ nicht. „Ich will ein guter Menſch 
werden und all meine Gewohnheiten aufgeben!“ 
ſagte er dringend. Keine Erwiederung. „Will 
nie mehr trinken!“ fuhr er fort. Der Gegen 
ſtand feiner Verehrung blieb gefühllos. „Und 
will mir das Rauchen abgewöhnen!“ Keime 
Antwort. „Und das Spielen laſſen!“ Kalt wie 
zuvor. „Will nie ohne Dich ausgehen!“ Sie 
ſchütteltt nur mit dem Kopfe. „Und Dir mor- 
gen einen Diamantring ſchenken!“ Da hob die 
Maid die geſenkten Augen zu den feinen empor 
und ihr Köpfchen an ſeine Schulter lehnend, 
flüfterte fle bebend an fein geſenktes Ohr: „O, 
Alfred, wie biſt Du ſo lieb!“ Und ſo ſaßen ſie da 
und ſaßen — träumend — finnend — denkend 
an den Diamantring und er — wo in der Herr⸗ 
gottswelt er einen hernehmen ſollte! 


Verantwortlicher Redakteur W. Sievers in Stettin 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Petersburg 14. Januar. Der Finanzmini- 
ſter Bunge iſt in Anerkennung feiner Berbienfte 
zum Wirklichen Geheimen Rath ernannt worden. 

Neapel, 14. Januar. Die Einſchiffung der 
Truppen für die Garniſon von Aſſab iſt der 
ſchlechten Witterung wegen auf morgen oder über⸗ 
morgen verſchoben worden. 

London, 14. Januar. Der Präſident des 
Local Government Board, Dilke, äußerte bei einem 
geſtern von den Liberalen in Kenſington abgehal⸗ 
tenen Meeling, es werde vielleicht nothwendig ſein, 
die auswärtige und Kolonialpolitik Englands, zu 
der die Regierung durch die jüngſten Ereigniſſe 
genöthigt geweſen ſei, theilweiſe zu ändern und 
durch eine Politik zu erſetzen, die der gegenwärti⸗ 
gen Lage beſſer angepaßt ſei. 

Alexandrien, 14. Januar. Der Appella- 
tionsgerichtshof hat die Verhandlung über die Be⸗ 
rufung, welche von der Regierung gegen die Ent- 
ſcheidung des Gerichtshofes erſter Inſtanz in dem 
von der Staatsſchuldenkaſſe angeſtrengt en Proze 
eingereicht worden war, um eine Woche vertagt. 


